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nach Art. 4 AEUV die Gesetzgebungskompetenz.4 Da-
bei gelten die Prinzipien der der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit nach Art. 5 EU-Vertrag.5  

• Von besonderem Interesse für diesen Beitrag ist der 
Bereich der besonders geregelten Kompetenzberei-
che nach Art. 2 AEUV. Die Bereiche der Fiskal-, Wirt-
schafts- und Sozialpolitik befi nden sich in der Gesetz-
gebungskompetenz der Nationalstaaten, während die 
Europäische Union hier nur eine  Koordinations- und 
Überwachungsfunktion nach Art. 121 und 136 AEUV 
einnehmen darf. Für eine weitere Harmonisierung auf 
europäischer Ebene in diesen Bereichen ist die soge-
nannte Flexibilitätsklausel nach Art. 352 AEUV maßgeb-
lich, für die Einstimmigkeit im Europäischen Rat und die 
Zustimmung des europäischen Parlaments erforderlich 
ist.6 Die Nationalstaaten werden also in diesem Bereich 
einer weiteren Harmonisierung nur zustimmen, wenn 
sie daraus klar ersichtliche Vorteile ziehen können.

Vertragliche Grundlagen
Dieser Beitrag erhebt keinen Anspruch auf eine vollständi-
ge Behandlung der rechtlichen Rahmenbedingungen der 
Europäischen Union. Diese werden umfassend dargestellt 
bei Scharf (2009)1 und Läufer und Wambach (2015)2. 
Deren Grundzüge sind dennoch wichtig für die nachfol-
genden Ausführungen und sollen daher in Kürze zusam-
mengefasst werden. Die Europäische Union kann nach 
dem Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung (Art. 5 
EU-Vertrag) nur dort tätig werden, wo sie eine vertraglich 
zugewiesene Kompetenz aufweist3: 
• Die Gesetzgebungskompetenz wurde für die Politikbe-

reiche nach Art. 2 und 3 AEUV komplett auf die Ebene 
der Europäischen Union übertragen. Besonders wich-
tig hier sind die Regeln, nach denen der europäische 
Binnenmarkt funktioniert. 

• Sowohl die Europäische Union als auch die Mitglied-
staaten haben in den Bereichen geteilter Kompetenz 

Europa steht im Zuge der verschiedenen Krisen der vergangenen Jahre am Scheideweg. Ins-
besondere stellen sich grundsätzliche Fragen zu den jeweiligen Spielräumen europäischer und 
nationaler Ordnungspolitik und dem verbundenen Wechselspiel zwischen europäischen und 
nationalen Institutionen. Eine weitere Harmonisierung der Wirtschaftspolitik in Europa ist 
grundsätzlich zu begrüßen, wenn sie die Chancengleichheit der Unternehmen fördert und ei-
nen ordnungspolitischen Rahmen für wirtschaftliches Wachstum schafft. Diese Harmonisierung 
darf aber nicht die Eigenverantwortung und Flexibilität der Nationalstaaten unterminieren. Das 
Subsidiaritätsprinzip muss weiter Vorrang haben. 
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teresse im Kontext der Nutzung und des Eigentums von 
Daten, zu dem erste richterliche Entscheidungen auf die 
Bedeutung europäischer Regelungen Hinweise geben.
Als fünfter und letzter Punkt soll erwähnt werden, dass Ent-
scheidungen der Nationalstaaten häufi g Externalitäten für 
andere Staaten hervorbringen. Dieser Aspekt ist kaum bes-
ser zu beobachten als im Kontext der europäischen Schul-
denkrise, in der die staatliche Überschuldung in einzelnen 
Staaten zu Hilfen durch andere Staaten führte, siehe zum 
Beispiel EFSF und ESM. Fiskalische Autonomie wurde nicht 
selten kombiniert mit kollektiver Haftung, im Widerspruch 
zu den europäischen Grundprinzipien, die fi skalische Au-
tonomie nur in Kombination mit individueller Haftung vor-
sehen. Europa steht also heute vor einer grundsätzlichen 
Entscheidung: Sollte es auf fi skalische Autonomie und in-
dividuelle Haftung drängen, also dem ursprünglichen Geist 
der europäischen Verträge folgen? Oder sollte es stattdes-
sen die fi skalische Autonomie ersetzen durch eine fi ska-
lische Zentralisierung auf europäischer Ebene, dafür eine 
kollektive Haftung übernehmen. Die heutige Konstellation, 
die eine fi skalische Autonomie allzu häufi g mit kollektiver 
Haftung verbindet, ist in jedem Fall die schlechteste aller 
Welten.

Wo haben nationale Regelungen Vorteile?
Den beschriebenen Vorteilen der Regelungen auf europä-
ischer Ebene stehen Nachteile gegenüber. Besonders fünf 
Aspekte sollen genauer beleuchtet werden.
Erstens geht es um die Informationen, die politische Akteu-
re benötigen, um möglichst wirksame wirtschaftspolitische 
Entscheidungen treffen zu können. Diese Informationen 
sind häufi g höchst ungleich verteilt und liegen daher nicht 
in ausreichendem Maße bei einer zentralen Institution vor, 
sondern eher bei lokalen oder nationalen Institutionen. Da-
mit sind die Akteure der lokalen Wirtschaftspolitik besser 
über die gegebenen Rahmenbedingungen informiert als 
die Akteure der nationalen Wirtschaftspolitik, die wiede-
rum besser informiert sind als die Akteure der supranatio-
nalen Wirtschaftspolitik. Friedrich von Hayek fasste dieses 
„local knowledge problem“ in folgender Weise zusammen: 
„We need to remember only how much we have to learn 
in any occupation after we have completed our theoreti-
cal training, how big a part of our working life we spend 
learning particular jobs, and how valuable an asset in all 
walks of life is knowledge of people, of local conditions, 
and of special circumstances.8” Aus der Ungleichheit der 
Informationsverteilung leitet sich auf europäischer Ebene 
das Prinzip der Subsidiarität ab, nach dem die Europäische 

Wo haben europäische Regelungen Vorteile?
Der erste und wichtigste Aspekt in diesem Zusammenhang 
ist die wirtschaftliche Integration Europas. Es ist unstrittig, 
dass diese Integration große wirtschaftliche Fortschritte für 
die Europäische Union und seine Mitgliedsstaaten mit sich 
gebracht hat, insbesondere durch die vier Grundfreiheiten 
des freien Warenverkehrs, der Dienstleistungsfreiheit, der 
Personenfreizügigkeit und des freien Kapitalverkehrs. Jün-
gere Forschung zeigt, dass die Schaffung des Binnenmark-
tes für die Integration Europas weit wichtiger war als die 
Einführung der gemeinsamen Währung.7 
Der zweite Aspekt bezieht sich auf einen politökonomi-
schen Faktor. Die Erfahrung der letzten Jahre zeigt, dass die 
nationalen Regulierer – gerade im Finanzsystem – nicht mit 
der Unabhängigkeit agiert haben, die im Sinne der nati-
onalen (und europäischen) Steuerzahler_innen notwendig 
gewesen wäre. Prominente Beispiele dafür sind die Ban-
kenregulierer in Spanien und Irland, aber auch diejenigen 
in Deutschland, besonders bei den Landesbanken. Eine 
Regulierung auf europäischer Ebene, wie sie im Rahmen 
der Bankenunion in Teilen umgesetzt wurde, ist daher ein 
wichtiger Schritt, um die allzu große Nähe zwischen Auf-
sehern und Beaufsichtigten zu durchbrechen. Gerade für 
Deutschland zeigt sich, dass Entscheidungen zu wesent-
lichen Änderungen im staatlichen Bankensektor wie die 
Brüsseler Konkordanz im Jahr 2001 und die Abwicklung 
der WestLB im Jahr 2012 erst durch europäische Interven-
tion ermöglicht wurden.
Der dritte wesentliche Punkt ist die Vermeidung regulatori-
scher Arbitrage, die wesentlich zur Entstehung der Finanz-
krise beigetragen hat. Die Schaffung einheitlicher europä-
ischer Regelungen, wenn diese auf europäischer Ebene 
überhaupt ausreichen, spielt eine tragende Rolle bei der 
Vermeidung zukünftiger Krisen, man denke an die Schaf-
fung einheitlicher Mindeststandards für die Anforderungen 
an Kapital und Liquidität von Banken. Sie spielt aber auch 
eine wichtige Rolle bei der Frage, wie und vor allem wo 
gesetzliche Vorgaben von Markteilnehmern umgesetzt 
werden, man denke hier an das Beispiel der privaten Scha-
densersatzklagen bei Kartellverfahren.
Als vierter Punkt ist die Frage der Verhandlungsmacht zu 
nennen. Bei ihren Grundprinzipien ist die Europäische Uni-
on in deutlich stärkerem Maße als die Nationalstaaten in der 
Lage, diese auch durchzusetzen. Der Verweis auf die Größe 
des Binnenmarktes mit über 500 Millionen Einwohner_in-
nen ist in diesem Zusammenhang ein höchst wichtiges Ar-
gument, das Unternehmen nicht ohne Weiteres übergehen 
können. Diese Verhandlungsmacht ist von besonderem In-
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Immobilien zur Eigen- oder Fremdnutzung mit Fremd-
kapital fi nanzieren und in unterschiedlichen Ländern 
unterschiedliche steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten 
vorfi nden. Im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
kam die berechtigte Frage auf, ob diese unterschiedliche 
steuerliche Behandlung von Fremd- und Eigenkapital 
eine wesentliche Ursache für die der Krise vorangegan-
gene deutliche Erhöhung der Verschuldung von Privat-
personen und bestimmter Unternehmen war. Daher ist 
es ausdrücklich zu begrüßen, dass in einzelnen Ländern 
wie Belgien Versuche unternommen werden, die steu-
erliche Behandlung von Fremd- und Eigenkapital anzu-
gleichen und damit Evidenz dafür zu schaffen, ob eine 
vergleichbare Behandlung eine effi ziente Maßnahme 
zur Verringerung der Schuldenquote darstellen kann.

Als dritter Punkt soll die Anfälligkeit für Schocks und damit 
das Thema Diversifi zierung betrachtet werden. Nicht selten 
werden Forderungen laut, dass die Wirtschaftspolitik eines 
Landes sich in bestimmten (oder gar allen) Aspekten am 
Vorbild eines anderen Landes orientieren solle. Man denke 
daran, dass Spanien oder Irland vor dem Jahr 2007 häufi g 
als Vorbilder für Deutschland in Bezug auf ihre staatliche Ver-
schuldungsquote und ihre (teilweise sogar fehlende) jährliche 
Neuverschuldung betrachtet wurden. Auch der Fokus auf 
den Finanz- und Immobiliensektor in diesen Ländern wurde 
bisweilen als Vorbild bezeichnet. Aus dem Vergleich zu den 
USA wurden vor allem im vergangenen Jahrzehnt Forderun-
gen entwickelt, dass Deutschland dem Dienstleistungssektor 
größere Bedeutung beimessen solle, der industrielle Sektor 
hingegen überproportioniert sei. Beide Beispiele zeigen, dass 
diese vermeintlichen Vorbilder und daraus abgeleiteten Im-
plikationen sich in nicht einmal zehn Jahren ins Gegenteil 
verkehrt haben. Heute dienen die Beispiele Spaniens und 
Irlands nur noch als Mahnung für eine überbordende Privat-
verschuldung und den übermäßigen Risikotransfer vom pri-
vaten zum staatlichen Sektor. Das Beispiel der USA hat sich 
in dem Sinne ins Gegenteil verkehrt, dass Präsident Obama 
den industriellen Sektor deutlich stärken möchte. Das Aus-
bleiben einer vollständigen Harmonisierung aller wirtschaftli-
chen Aktivitäten in unterschiedlichen Ländern führt damit zu 
einer Reduzierung der Anfälligkeit gegenüber bestimmten 
Schocks und es führt zu Spezialisierungsvorteilen.
Der vierte relevante Aspekt ist die Frage, wie unabhängig 
Staaten ihr Angebot an öffentlichen Leistungen bestimmen 
können und wie dieses Angebot wiederum von den Finan-
zierungskosten und -möglichkeiten der Staaten abhängt. 
Als Beispiele seien zwei Punkte genannt: Erstens unterschei-

Union nur dann tätig wird, „sofern und soweit die Ziele 
der in Betracht gezogenen Maßnahmen weder auf zent-
raler noch auf regionaler oder lokaler Ebene ausreichend 
verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen ihres 
Umfangs oder ihrer Wirkungen auf Unionsebene besser zu 
verwirklichen sind.“ Zur Illustration dieses grundsätzlichen 
Prinzips sei die Entscheidung zur Ausweitung der Kurzar-
beit in Deutschland im Zuge der Finanz- und Wirtschaftskri-
se der Jahre 2008 und 2009 genannt, die heute zu Recht 
als einer der wichtigsten Entscheidungen eingestuft wird, 
die die Auswirkungen der Krise auf den Arbeitsmarkt deut-
lich gedämpft hat. Es ist aber völlig unklar, ob diese Ent-
scheidung auch in anderen europäischen Ländern unter 
den dort gegebenen ökonomischen Voraussetzungen ihre 
Wirkung hätte entfalten können.
Zweitens kommt der Möglichkeit zum Experimentieren 
und der Erlangung von Erkenntnis zu Best Practice große 
Bedeutung zu. Kenneth Rogoff beschrieb vor Kurzem die 
großen Schwierigkeiten bei der richtigen Diagnose öko-
nomischer Sachverhalte – und damit die großen Schwie-
rigkeiten, die richtige Handlungsoption zu wählen.9 Unter 
dieser Annahme ist es besonders wichtig, dass lokale und 
nationale Regierungen in den Wettbewerb zueinander tre-
ten und mit verschiedenen politischen Initiativen erkennen 
können, welche dieser Initiativen am besten funktioniert. 
Hier seien zwei prominente Beispiele genannt:

• Die duale Berufsausbildung erfreute sich nicht immer 
der großen internationalen Beliebtheit, die ihr derzeit 
entgegengebracht wird, gerade im Hinblick auf die Er-
möglichung des Berufseinstiegs für jüngere Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und damit eine Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit in dieser Altersgruppe, einer 
der nach wie vor zentralen Herausforderungen in Euro-
pa. Mehrere Länder haben daher in der jüngsten Zeit 
beschlossen, die duale Berufsbildung einzuführen und 
damit dem deutschen Vorbild zu folgen.

• Die Grundsätze der Unternehmensbesteuerung in den 
meisten Ländern schaffen für Unternehmen Anreize, 
sich durch Fremd- eher als durch Eigenkapital zu fi nan-
zieren. Diese Anreize hängen damit zusammen, dass 
die Aufwendungen für Fremdkapital, also die Zinszah-
lungen, für Unternehmen zu einer Verringerung des zu 
versteuernden Einkommens führen, während die Auf-
wendungen für Eigenkapital, also Dividendenzahlun-
gen, aus dem bereits versteuerten Einkommen entrich-
tet werden müssen. Ähnliche Unterschiede steuerlicher 
Art gibt es auch auf der Ebene von Privatpersonen, die 
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den sich die Finanzierungskosten der Staaten durch ihre je-
weilige Bonität: Staaten mit guter Bonität zahlen weniger 
für ihre Staatsanleihen als Staaten mit schlechter Bonität. 
Zweitens sind die Kosten der Steuereintreibung von Bedeu-
tung: Staaten mit einer funktionierenden Steuerverwaltung 
fällt es leichter, die zu entrichtenden Steuern auch tatsäch-
lich einzutreiben, als anderen Staaten, siehe Griechenland. 
Wenn diese Unterschiede in den Finanzierungskosten sich 
auswirken in einem Unterschied der Qualität öffentlicher 
Leistungen wie einer modernen Infrastruktur, exzellenten 
Schulen und Universitäten und einer guten Gesundheits-
versorgung, dann werden Staaten einen hohen Anreiz ha-
ben, ihre Finanzierungskosten zu senken.
Der fünfte und letzte Punkt ist der Aspekt der Verände-
rungswilligkeit und -fähigkeit von Staaten. Es ist keine un-

wahrscheinliche Annahme, dass Staaten eine höhere Wil-
ligkeit und Fähigkeit zur Veränderung aufweisen, wenn sie 
nicht von einer zentralen supranationalen Institution dazu 
angehalten werden (müssen).

Schlussfolgerung
Der Beitrag beschreibt die möglichen Vor- und Nachteile 
einer weiteren europäischen Integration der Wirtschafts-
politik. Er zeigt, dass der weitere Abbau von Hemmnissen 
und die Beseitigung von Chancenungleichheit wesentliche 
Voraussetzungen für nachhaltiges wirtschaftliches Wachs-
tum in Europa darstellen. Gleichzeitig sollte das Prinzip der 
Subsidiarität gewahrt bleiben, um die Eigenverantwortung 
der Mitgliedstaaten zu stärken und damit Flexibilität und 
Vielfalt zu stärken.
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Reform der Erbschaftsteuer: 
Wege zum Abbau der Verschonungsregeln 
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für den verbleibenden Wert, und auf Antrag sogar eine 
Entlastung in Höhe von 100%. 
Die Verschonungsabschläge für Unternehmensvermögen 
sind an die Einhaltung bestimmter Bedingungen geknüpft. 
So darf das so genannte Verwaltungsvermögen bei der 
Regelverschonung nicht höher als 50% und bei der voll-
ständigen Verschonung nicht höher als 10% des gesam-
ten begünstigten Vermögens sein. Das Unternehmen muss 
durch den Erben fortgeführt, und die Lohnsumme in den 
fünf (sieben) Jahren nach Erbübergang muss bei der Regel-
verschonung (bei vollständiger Verschonung) mindestens 
400% (700%) der Ausgangslohnsumme ausmachen. Da-
bei ist eine Behaltensfrist von fünf (sieben) Jahren einzu-
halten.
Schließlich gilt für Unternehmensvermögen bei Erbfällen 
in den Steuerklassen II und III eine Tarifbegrenzung derart 
(§ 19a ErbStG), dass der Tarif der Steuerklasse I zur Anwen-
dung kommt.
Die bisherige Begründung der Verschonungsabschläge für 

Verschonungsabschläge im geltenden Erbschafts-
steuerrecht: Ausgestaltung und Begründung
Die Ermittlung der Steuerbelastung nach geltendem Recht 
erfolgt in zwei Schritten. In einem ersten Schritt wird für 
alle Vermögensgegenstände eine Bewertung zu Markt-
preisen (gemeiner Wert; §12 ErbStG i.V.m. §9 BewG) an-
gestrebt. Für die so ermittelten Bemessungsgrundlagen 
sieht das Gesetz dann allerdings in einem zweiten Schritt 
umfangreiche Verschonungsabschläge für Grundvermö-
gen und Unternehmensvermögen vor. 
Bei der Vererbung von Grundvermögen werden von den 
Erben selbst genutzte Immobilien unter bestimmten Bedin-
gungen steuerfrei gestellt. Bei zu Wohnzwecken vermie-
teten Immobilien wird generell ein Verschonungsabschlag 
von 10% des Verkehrswertes des Grundstücks gewährt. 
Umfangreicher sind die Begünstigungen beim Unterneh-
mensvermögen.1 Das Gesetz sieht eine Regelverschonung 
von 85% des begünstigten Unternehmensvermögens vor, 
ergänzt um einen gleitenden Freibetrag von 150.000 Euro 

Seit dem Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 17. Dezember 2014 sind die derzeit 
geltenden Verschonungsabschläge für Unternehmensvermögen bei der Berechnung der Erb-
schaftsteuer nicht mehr haltbar. Eine Reform der Erbschaft- und Schenkungsteuer muss bis 
spätestens 30. Juni 2016 von der Bundesregierung vorgelegt werden. 
Die Autoren schlagen vor, bei der Erbschaftsteuer sämtliche Vermögensgegenstände zu er-
fassen und steuerlich gleichzustellen. Mit einer erweiterten Bemessungsgrundlage können 
die Steuersätze unter Beibehaltung der Progression angepasst und bei Aufkommensneutrali-
tät erheblich reduziert werden. Eine verzinsliche Steuerstundung sollte generell möglich sein. 
Somit wird die kritisierte Ungleichbehandlung von Vermögen aufgehoben und die Besteue-
rung nicht selbst erbrachter Leistung konsequent umgesetzt. 

Oliver Bruzek zusammen mit Birgit Dziuk, Holger Friedrich, Karsten Neumann und 
Erika Ober 
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eHealth in Deutschland
Digitalisierung und Datenschutz sinnvoll zusammenführen

Das deutsche Gesundheitssystem steht vor enormen Herausforderungen. Dazu gehören der 
demografi sche Wandel in unserer Gesellschaft ebenso wie die Sicherstellung einer gleichwer-
tigen Versorgung in Stadt und Land, das Fehlen von Fachkräften und die dauerhafte Finan-
zierbarkeit einer hochwertigen Gesundheitsversorgung. Digitalisierung bietet neue Möglich-
keiten in der Behandlung und Betreuung von Patienten bei gleichzeitigem Effi zienzgewinn 
sowie eine qualitative Verbesserung von Versorgung und Forschung.

Darüber hinaus sind digitalisierte Lebenswelten heute nicht nur Ausdruck weiterentwickelter 
Technologien im Arbeitsalltag, der öffentlichen und privaten Wirtschaft sowie in allen Berei-
chen der Kommunikation, sondern sie gehören inzwischen auch ganz selbstverständlich zum 
privaten Alltag der Menschen.

Es gilt daher, intelligente digitale Technologien und Anwendungen für das Gesundheits-
wesen zu nutzen und den Erwartungen der Menschen an eine moderne Infrastruktur gerecht 
zu werden. Dabei dürfen die Nutzung von Daten und das informelle Selbstbestimmungsrecht 
des Einzelnen nicht gegeneinander ausgespielt werden, sondern müssen vielmehr sinnvoll 
zusammengeführt werden.
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Der Grund für die schleppende Entwicklung liegt einer-

seits in den großen Beharrungskräften der gemeinsamen 

Selbstverwaltungsgremien von Ärzten und Krankenkas-

sen und den darin zum Ausdruck kommenden Partiku-

larinteressen. Sie sind weitgehend systemzentriert und 

vernachlässigen die Sicht und Anforderungen der Versi-

cherten und Patienten. Zum anderen kommen marktwirt-

Innovationen fördern

Im internationalen Vergleich liegt Deutschland bei der 

Digitalisierung im Gesundheitswesen auf einem Platz im 

hinteren Drittel. Gleichwohl bietet die deutsche Indust-

rie zahlreiche Lösungen an und gehört beispielsweise mit 

Blick auf Datenschutzlösungen international zu den füh-

renden Anbietern entsprechender Produkte und Dienst-

leistungen.

Michael Clausecker, Richard Göbelt, Stefan Heimlich, Matthias Knobloch,  
Dr. Ralf Resch und Dr. Matthias Stoffregen 
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Mobilität 4.0
Perspektiven der Digitalisierung für den Personenverkehr

Die Digitalisierung verändert bereits heute die Art und Weise, wie Menschen unterschiedliche 
Verkehrsträger nutzen: immer mehr Menschen planen ihre Transportkette täglich neu, vermei-
den am Morgen auf dem Weg in die Stadt mit S-Bahn und Tram den Stau, um schon am Abend 
auf Fahrrad und Car-Sharing zu setzen. Während eine Vielzahl unterschiedlicher (Mega-)Trends 
das Mobilitätsangebot und seine Nachfrage kontinuierlich verändern, unterstützen neue IT-Ap-
plikationen die Nutzung intermodaler Mobilitätsangebote mit ihrer immer neuen Aufteilung und 
Kombination unterschiedlicher Verkehrsträger. Gleichzeitig liefern diese „Apps“ eine Fülle von 
Nutzerdaten, die den Anbietern helfen, ihre Angebote immer besser auf die Kundenbedürfnisse 
hin zu entwickeln. „Schöne neue Welt“ mit großem Potential zur Lösung zentraler Mobilitäts-He-
rausforderungen oder „Sündenpfuhl“ für den Missbrauch personenbezogener Daten? In jedem 
Fall erscheint ein sensibler regulativer Eingriff der Politik unumgänglich, um Chancen zu nutzen 
und gleichzeitig berechtigte Interessen der Menschen zu schützen.
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Klimaschutz: Anders als Industrie, Haushalte oder Ener-
giewirtschaft ist Mobilität der einzige der großen Sektoren 
dessen CO2-Emissionen weiter wachsen. Dennoch erwar-
ten die Menschen die stetige Optimierung ihrer mobilen 
Möglichkeitsräume.

Lärm: Während Fahr- und Flugzeuge zwar leiser werden, 
steigt die Lärmbelastung durch die Zunahme des Verkehrs 
insgesamt an. Gleichzeitig sinkt die Akzeptanz von Ver-
kehrslärm in der Bevölkerung.

Urbanisierung: Das Wachstum der Städte wird begleitet 
von einem dynamischen Wachstum des städtischen Ver-
kehrs: immer mehr Menschen wollen morgens in die Stadt 

Rahmenbedingungen im Wandel – 
Herausforderungen für die neue Mobilität 

Mobilität steht vor einer Reihe wichtiger Herausforderun-
gen. Um ein solides Fundament einer nachhaltigen Mobili-
tätsstrategie zu legen, müssen diese bereits in der konzep-
tionellen Entwicklung mit berücksichtigt werden. Zu diesen 
Herausforderungen gehören sowohl Megatrends wie auch 
spezifi sche Trends der Mobilität oder der gesellschaftlichen 
Entwicklung in Deutschland:

Wachstum: Die Mobilitätsnachfrage wächst und mit ihr 
der Druck auf Politik und Anbieter, diesem Trend mit geeig-
neten Angeboten zu begegnen. 

Jürgen Fenske 

Wirtschaft und Politik

Der ÖPNV: Rückgrat und Motor eines 
zukunftsorientierten Mobilitätsverbundes

Mobilität gehört zu den Grundbedürfnissen der Menschen. Sie ermöglicht gesellschaftliche Teil-
habe und gewährleistet die persönliche, soziale und berufl iche Entwicklung jedes Einzelnen. Im 
Fokus der verkehrspolitischen Arbeit von Bund, Ländern und EU sollte daher weiterhin das Ziel 
stehen, umweltfreundliche, sichere und bezahlbare Mobilität für alle Bürger_innen anzubieten. 
Das Angebot des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) mit Bussen und Bahnen bietet für 
diese Herausforderungen weitreichende Lösungen an.
Der ÖPNV ist zudem nicht nur eine bedeutende Säule des Wirtschaftsstandorts Deutschland, 
sondern leistet durch sein Angebot auch einen zentralen Beitrag zum Klimaschutz. Zusätzliche 
wirtschaftliche, gesellschaftliche wie ökologische Bedeutung gewinnt er schließlich als Anbieter 
und Koordinator inter- und multimodaler Mobilität. Um dieser Bedeutung gerecht zu werden 
und weitere Potenziale auszuschöpfen, ist jedoch eine auskömmliche und langfristig gesicherte 
Finanzierung zwingend erforderlich.
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Beschäftigte. Weitere 157.000 indirekte Arbeitsplätze 
kommen bei zuliefernden Unternehmen hinzu. Allein in 
40 verschiedenen Berufen wird in der Branche ausgebil-
det, die vor allem für Fachkräfte und Spezialisten sehr gute 
Beschäftigungsperspektiven, gute Aufstiegsmöglichkeiten 
und fl exible Arbeitsbedingungen bietet. 
Die negativen wirtschaftlichen Folgen einer stetigen Ver-
kehrszunahme (sog. Externe Kosten), wie etwa die Kosten 
der Luftverschmutzung, der Klimaerwärmung sowie Un-
fall- und Unfallfolgekosten sind bei Bussen und Bahnen 
vergleichsweise gering. Auch betriebswirtschaftlich kann 
sich der deutsche ÖPNV sehen lassen: Mit einem Kosten-
deckungsgrad von 77 Prozent seiner betrieblichen Kosten 
nimmt er im europäischen Vergleich eine Spitzenstellung ein.
 
Beitrag für den Klimaschutz
Die Nutzung von Bussen und Bahnen spart bundesweit ca. 
15 Millionen Tonnen CO2 pro Jahr. Das entspricht unge-
fähr dem, was eine Großstadt jährlich emittiert. Auch beim 

Der ÖPNV ist nicht nur eine tragende Säule der Daseins-
vorsorge in Städten und Kommunen; Busse und Bahnen 
sind auch eine wichtige Säule für den Wirtschaftsstandort 
Deutschland insgesamt. Sie bringen die Menschen schnell, 
sicher und bequem zur Arbeit und zur Ausbildung. Ein gu-
ter Anschluss an den ÖPNV hilft Unternehmen, qualifi zierte 
Arbeitskräfte zu fi nden und zu binden. Für Schüler_innen 
wird manches qualitativ hochwertige Bildungsangebot erst 
durch das fl ächendeckende Angebot des ÖPNV erreich-
bar. Neben diesen Vorteilen spart ein gut ausgebauter und 
funktionsfähiger ÖPNV auch Verkehrsmittelnutzerkosten 
ein, vermeidet Unfallkosten und führt zu einer geringeren 
Umweltbelastung im Vergleich zur Pkw-Nutzung. Der ge-
samtwirtschaftliche Nutzen des ÖPNV übersteigt die Höhe 
der für den Betrieb eingesetzten Mittel durchschnittlich um 
den Faktor 3,8.
Außerdem sichert der ÖPNV Arbeitsplätze, die regional 
gebunden und nicht ins Ausland verlagerbar sind. So arbei-
ten in den deutschen ÖPNV-Unternehmen rund 236.000 
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